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Thema: Klimaschutz, Energiewirtschaft, Agrarpolitik, Umwelt- und Tierschutz 1 

Umwelt und Natur sind wie nie zuvor bedroht. Auch Teile von NRW waren in den vergangenen 2 
Jahren von verheerenden Extremwetterereignissen betroffen. Wir du rfen die Klimakrise weder 3 
leugnen noch vor ihr resignieren. Als Linke wollen wir darum ka mpfen, dass unsere Sta dte und 4 
Gemeinden einen großen Beitrag zum Klimaschutz leisten und zugleich selbst besser auf die 5 
Effekte des Klimawandels vorbereitet sind. Wir ringen dabei um sozial gerechte Lo sungen, denn 6 
Klimaschutz, den sich nur Reiche leisten ko nnen, spaltet die Gesellschaft und bringt uns alle 7 
nicht weiter. Unsere linke Klimapolitik ist sozial und o kologisch zugleich und orientiert sich am 8 
Pariser Klimaabkommen und dem 1,5-Grad-Ziel. Denn Klima- und Umweltschutz auf 9 
kommunaler Ebene bedeutet fu r uns, alles zu tun, um Vorsorge fu r die Folgen des Klimawandels 10 
zu treffen und alles zu tun, um die CO2-Neutralita t der Kommunen bis zum Jahr 2035 zu 11 
erreichen. 12 

Kommunaler Klimaschutz 13 

Trotz klimapolitischer Ru ckschla ge und Verzo gerungen lohnt es sich, gegen die Klimakrise 14 
anzuka mpfen. Fu r besseren Klimaschutz brauchen wir eine kommunale Kreislaufwirtschaft, 15 
Ressourcensparsamkeit und Recyclingkonzepte, sowie eine dezentrale Energieversorgung. 16 

Unsere Ziele sind Klimaneutralita t und klimaresilientere Sta dte und Gemeinden. Damit wir uns 17 
vor den Folgen der Klimakrise schu tzen und eine komplette Katastrophe noch aufhalten ko nnen, 18 
brauchen wir nicht zuletzt die Rekommunalisierung der fu r die Daseinsvorsorge wichtigen 19 
Konzerne. Klimaschutz braucht die Steuerung der o ffentlichen Hand und kann mit 20 
kapitalistischer Profitwirtschaft nicht gelingen. 21 

Mit konsequenter Beteiligung der Einwohner:innen unserer Sta dte und Gemeinden mu ssen wir 22 
gemeinsam Pla ne entwickeln und umsetzen, die uns vor den Folgen des Klimawandels besser 23 
schu tzen, dabei zugleich dem Klimawandel entgegenwirken und einen Beitrag zum Umwelt- und 24 
Artenschutz leisten. 25 

Nahezu alle kommunalen Politikfelder betreffen auch den Klimaschutz: Wohnen, Verkehr, 26 
Energieversorgung, die Wirtschaftsfo rderung, das Gru n- und Waldfla chenmanagement, und 27 
vieles andere. Wir mu ssen die betreffenden Politikfelder den Zwecken der Kapitalmehrung und 28 
des kurzfristigen Gewinnstrebens so weit wie mo glich entziehen. Wir brauchen ab sofort 29 

- Die Rekommunalisierung und die no tige Umstellung auf erneuerbare Energietra ger bis 30 
2035 31 

- Die Erzeugung des Großteils der Energie vor Ort aus regenerativen Quellen  32 
- Ein hohes Tempo bei Entwicklung und Bau von Energiespeichern 33 

Wir wollen alle Aspekte eines sozial-o kologischen Umbaus verbinden, hin zu 34 
Gemeinwohlorientierung, kooperativem Wirtschaften und o kologischer Nachhaltigkeit.  35 

Schutz vor den Folgen des Klimawandels 36 

Wo dies noch nicht geschehen ist, mu ssen Sta dte einen Klimafolgen-Anpassungsplan erarbeiten. 37 
Bestehende Pla ne mu ssen an die beschleunigte Entwicklung der Klimaerwa rmung angepasst 38 
werden. Diese Pla ne zeigen Mo glichkeiten, wie die Durchlu ftung der Stadt verbessert, 39 
Frischluftschneisen erhalten oder gegebenenfalls wiederhergestellt werden ko nnen, wie mehr 40 
Ba ume gepflanzt, Fassaden und Da cher begru nt werden ko nnen. Dafu r wird ein 41 
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Gru ndachpotential-Kataster angelegt. Gru nda cher sorgen fu r bessere Luft und binden Feinstaub. 42 
Sie ko nnen zusa tzlichen Lebensraum fu r Vo gel und Insekten schaffen.  43 

Gegen Starkregenereignisse mu ssen Vorkehrungen getroffen werden. Die Bevo lkerung muss fu r 44 
die Gefahren sensibilisiert werden, Starkregengefahrenkarten mu ssen angelegt werden, 45 
Fru hwarnsysteme mu ssen eingerichtet werden, die Kommunen mu ssen sta dtebauliche 46 
Maßnahmen gegen U berflutungen ergreifen. Fla chen mu ssen entsiegelt werden. Fließgewa sser 47 
mu ssen ebenso renaturiert werden wie trockengelegte Feuchtgebiete. 48 

- Hitzeinseln werden erfasst und auf das Vorhandensein kritischer Einrichtungen 49 
u berpru ft, wie z. B. Krankenha user, Pflegeheime, Kitas, Schulen, Spielpla tze. Maßnahmen 50 
zum Schutz dieser Einrichtungen werden ergriffen. 51 

- Bei der Neupflanzung von Ba umen werden heimische, tiefwurzelnde Sorten bevorzugt, 52 
sofern sie auch den vera nderten Bedingungen der Klimaerwa rmung noch angepasst sind. 53 

- Linke Kommunalpolitik setzt sich fu r die Einrichtung von Baumschutzsatzungen sowie 54 
Baumkatastern in allen Kommunen ein. 55 

- Kommunen erstellen Aktionspla ne fu r Hitzewellen. 56 

Agrarpolitik 57 

Linke Kommunalpolitik hat zum Ziel, dass Agrarpolitik sozial, o kologisch und am Tierwohl 58 
orientiert ist. Dem Naturschutz und dem Schutz der Artenvielfalt kommt durch die Folgen des 59 
menschengemachten Klimawandels eine besondere Rolle zu. 60 

Was wir tun, um sozialo kologische Landwirtschaft zu sta rken und die Natur zu schu tzen: 61 

- Große Teile des Gru nlands werden derzeit bewirtschaftet. Auf gro ßeren Ackerschla gen 62 
sollen ku nftig feste Wild- und Insektenschutzstreifen eingerichtet werden. Kommunales 63 
Agrarland soll o kologisch und ohne den Einsatz von synthetischen Pestiziden 64 
bewirtschaftet werden. Nicht verpachtete oder von der Kommune selbst bewirtschaftete 65 
Fla chen sollen als Insekten- und Wildschutzraum umgestaltet werden. Bestehende 66 
Pachtvertra ge sollen in den kommenden zehn Jahren umgestellt oder geku ndigt werden, 67 
wo dies mo glich ist. 68 

- Die Kommune initiiert und unterstu tzt Projekte der solidarischen Landwirtschaft, wie 69 
auch Mo glichkeiten der regionalen und saisonalen Direktvermarktung fu r Agrarbetriebe 70 
aus der Region. 71 

- Linke Kommunalpolitik strebt die Umstellung der Versorgung von allen o ffentlichen 72 
Kantinen, Schulen und Kinderga rten auf o kologische, saisonal und regional erzeugte 73 
Nahrungsmittel an. 74 

- Kommunale Wa lder werden erhalten und als standortangepasste Mischwa lder naturnah 75 
bewirtschaftet. Teile der sta dtischen Wa lder sollen nicht bewirtschaftet, sondern der 76 
Natur u berlassen werden. 77 

- Verkehrsinseln und das verkehrsbegleitende Gru n werden so gestaltet, dass sie als 78 
Reproduktionssta tten fu r Biodiversita t dienen ko nnen, Flugkorridore fu r Insekten und 79 
Leitsysteme fu r Kleintiere mu ssen geschaffen werden. Unno tige Lichtemissionen mu ssen 80 
vermieden werden. 81 

- Die Kommune wirkt der zunehmenden Versiegelung in privaten Ga rten durch geeignete 82 
Satzungen entgegen und ergreift Maßnahmen, um Schotterga rten zu identifizieren und 83 
ihre Entsiegelung zu erreichen. 84 

Energiepolitik 85 
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Linke Energiepolitik auf kommunaler Ebene braucht eine sozialo kologische Wende. Eine sichere, 86 
nachhaltige, von Importen unabha ngige und fu r alle bezahlbare Energieversorgung ist das Ziel 87 
unserer Politik. Die Versorgung der Bu rger:innen mit Energie geho rt in die o ffentliche Hand und 88 
darf nicht profitorientiert sein. 89 

Wie eine sozialo kologische Energiewende aussieht: 90 

- Linke Kommunalpolitik fordert bezahlbaren Strom fu r alle. Den Zugang zu Energie zu 91 
ermo glichen, ist eine grundlegende Aufgabe staatlicher Daseinsvorsorge. Daher fordern 92 
wir einen Strom-Sozialtarif fu r einkommensschwache Bu rger:innen, um den wachsenden 93 
Ungleichheiten bei der Energieversorgung entgegenzuwirken und das Recht auf Strom 94 
fu r alle zu verwirklichen. Wir wehren uns gegen Stromabschaltungen bei 95 
Zahlungsru cksta nden durch die Energieversorger. 96 

- Die o rtlichen Stromnetze und der o rtliche Energieversorger geho ren in die o ffentliche 97 
Hand. Stadt oder Kreis sollen u ber Energiegenossenschaften oder ihre eigenen 98 
Stadtwerke O kostromprojekte entwickeln. Sie sollen einen Plan entwickeln, wie sie bis 99 
zum Jahr 2030 ausschließlich hochwertigen O kostrom anbieten ko nnen. O ffentliche 100 
Geba ude von Kreisen und Kommunen sollen schon heute mit hochwertigem O kostrom 101 
des eigenen Energieversorgers versorgt werden. 102 

- Kommunen und Kreise sollen Aktienpakete von Unternehmen, deren Gescha ftsfeld die 103 
Extraktion, Verarbeitung und der Vertrieb fossiler Energietra ger (Mineralo l-, Erdgas- und 104 
Kohleindustrie) oder die Atomwirtschaft ist, abstoßen. 105 

- Sta dte und Kreise erarbeiten verbindliche Handlungsziele fu r die CO2-Reduktion und 106 
den Ausbau regenerativer Energien, wie auch einen Maßnamenkatalog dazu. Ziel ist, die 107 
Klimaneutralita t bis zum Jahr 2035 in den Kommunen zu erreichen. Die o rtlichen CO2-108 
Emissionen werden ermittelt und ihre Entwicklung ja hrlich fortgeschrieben. Fu r diese 109 
Aufgaben wird in der Verwaltung eine eigene Stelle mit ausreichenden Mitteln und 110 
personeller Ausstattung geschaffen. 111 

- Die Sanierung des alten Geba udebestandes wird mit einer Sanierungsrate von 112 
mindestens fu nf Prozent pro Jahr vorangetrieben. 113 

- Neue sta dtische Geba ude werden mindestens nach Effizienzstandard KFW 55, mit einer 114 
Photovoltaikanlage und – wo immer mo glich – gleichzeitig mit einem begru nten Dach 115 
gebaut. 116 

- Ziel kommunaler Politik muss die Ausstattung aller geeigneten Da cher mit 117 
Photovoltaikanlagen sein. Kommunen erstellen, wo noch nicht vorhanden, ein 118 
Solardachpotential-Kataster. Sie verfolgen das Ziel, Solaranlagen auf allen geeigneten 119 
Da chern sta dtischer Geba ude einzurichten. Einzelpersonen und 120 
Energiegenossenschaften werden dazu ermutigt, Solaranlagen auf sta dtischen Da chern 121 
zu bauen. Insbesondere ist es aber die Aufgabe des sta dtischen Energieversorgers, 122 
Solaranlagen in der Stadt zu errichten. Beim Verkauf sta dtischer Grundstu cke und im 123 
Rahmen von vorhabenbezogenen Bebauungspla nen werden private Bauherr:innen durch 124 
sta dtebauliche Vertra ge zur Errichtung von Photovoltaikanlagen verpflichtet. Eine 125 
generelle Verpflichtung zur Errichtung von Photovoltaikanlagen bei Neubauten sollte 126 
angestrebt werden. 127 

Natur- und Artenschutz als kommunale Aufgaben 128 
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In NRW sind 25 Prozent der heimischen Arten bedroht, darunter nun auch der Igel. In unseren 129 
Sta dten und Kreisen setzen wir uns fu r mehr Natur- und Artenschutz ein. Besonders das 130 
Insektensterben muss aufgehalten werden.  131 

Zur Schaffung von mehr Lebensra umen soll jede Kommune ein integriertes Programm zum 132 
Schutz und zur Erweiterung von Lebensra umen fu r bedrohte Arten entwickeln. Dazu geho rt 133 
unter anderem: 134 

- In Hausga rten, auf o ffentlichen Fla chen und in Naturschutzgebieten du rfen keine 135 
Pestizide eingesetzt werden.  136 

- Die Landwirtschaft muss insekten- und vogelfreundlich werden.  137 
- Bestehende Biotope mu ssen verbunden werden.  138 
- Die Verkehrspolitik in Kommunen und Kreisen muss sichere Verkehrswege fu r 139 

wandernde Arten anbieten.  140 
- Die Lichtverschmutzung muss zuru ckgefu hrt werden.  141 
- Bereits in NRW ausgestorbene Arten, darunter auch Beutegreifer wie der Wolf oder der 142 

Luchs, mu ssen wieder angesiedelt werden.  143 
- Die Ausbreitung invasiver Arten, wie des Goldschakals, der Asiatischen Hornisse etc. 144 

muss in ihren Auswirkungen auf die Lebensra ume einheimischer, bedrohter Arten 145 
beobachtet und bewertet werden.  146 

Tierschutzpolitik 147 

Seitdem 2013 durch die Novellierung des Tierschutzgesetzes der Tierschutz zum Staatsziel 148 
erkla rt wurde, hat sich fu r die Tierwelt nicht wirklich viel verbessert. Die Tierwelt insgesamt – 149 
insbesondere die sogenannten Nutztiere – werden bisher weiterhin der Vermarktung und dem 150 
Profitstreben unterworfen.  151 

Linke Politik kann mit geeigneten Maßnahmen auf kommunaler Ebene gegensteuern. Der 152 
Schutzauftrag des Staates beschra nkt sich nicht nur auf den Menschen. Wir wollen natu rliche 153 
Lebensgrundlagen erhalten und Landschaften renaturieren. Wir wollen Schinderei und 154 
qua lerische Haltungsformen beenden und wissen doch, dass keine Gefangenschaft jemals zu 100 155 
Prozent artgerecht sein kann. Wir wollen, dass der respektvolle Umgang mit Tieren erlernt und 156 
praktiziert wird. Statt weiter zunehmender Konzentration von Nahrungsmittelproduktion 157 
mu ssen regionale Kreisla ufe fu r agrarwirtschaftliche Gu ter gefo rdert werden. 158 

Wir sprechen Tieren das Recht auf eine natu rliche, artgerechte Existenz zu, unabha ngig von 159 
ihrem Nutzwert. Im Einzelnen heißt Tierschutz fu r Linke Kommunalpolitik: 160 

- keine Genehmigung von Zirkusgastspielen mit Tieren inkl. Ponykarussells auf 161 
Volksfesten 162 

- Sta rkung von Tierschutzorganisationen in den Kommunen 163 
- Ausbau der Kontrollen durch die Veterina rmedizin 164 
- soziale Staffelung der Hundesteuer 165 
- kommunale Kastrationspflicht fu r freilaufende Katzen 166 
- Ausweitung der Finanzmittel fu r o rtliche Tierheime durch U bernahme der realen Kosten 167 
- Erstellung eines Stadttaubenkonzeptes 168 
- keine Erweiterungsgenehmigungen von Mastanlagen und Schlachtfabriken 169 
- Reptilienbo rsen verbieten 170 
- Zoos mu ssen verpflichtet werden, Tiere artgerecht unterzubringen, anderenfalls ist die 171 

Haltung nicht zu genehmigen. 172 
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- Delphinarien sind zu schließen. 173 
- Silvesterbo llerei dem Tier- und Umweltschutz unterordnen 174 


